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Ungleichbehandlung: Aufforderung zur Angabe der 
Konfession in Stellenanzeige 

| Wird der Bewerber in einer Stellenanzeige dazu aufgefordert, seine Konfession 
anzugeben, kann dies ein ausreichendes Indiz für einen Verstoß (unterschiedliche 
Behandlung wegen der Religion) nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
(AGG) sein. So hat es nun das Arbeitsgericht (ArbG) Karlsruhe entschieden. | 

Es ging um die Stellenanzeige in Bezug auf eine Sekretariatsstelle im Büro einer 
geschäftsleitenden Oberkirchenrätin. Die Klägerin hatte angegeben, konfessionslos zu 
sein. Sie war bei der Besetzung der Stelle nicht berücksichtigt worden. 

Die Klägerin wurde, so das ArbG, wegen ihrer Religion benachteiligt. Eine berufliche 
Anforderung hier: Angehörigkeit zu einer bestimmten Religionsgemeinschaft wäre nur 
gerechtfertigt gewesen, wenn sie angesichts des Ethos der Kirche und der Art der 
Tätigkeit oder der Umstände ihrer Erbringung eine wesentliche, rechtmäßige und 
gerechtfertigte berufliche Anforderung darstellt. Die Beweislast hierfür trägt der 
Arbeitgeber. 

Hier ging es jedoch (lediglich) um eine Mitarbeit im Sekretariat. Die Klägerin hätte die 
Beklagte also nicht in ihren Glaubensgrundsätzen und in Fragen der Verkündigung oder 
des Selbstverständnisses der Kirche vertreten (sog. verkündungsferne Tätigkeit). Am 
Ende musste die Beklagte der Klägerin über 5.000 EUR als Entschädigung zahlen. 

Quelle | ArbG Karlsruhe, Urteil vom 18.9.2020, 1 Ca 171/19, Abruf-Nr. 218344 unter 
www.iww.de 
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